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Schweizer Eltern ächzen un-
ter der hierzulande sehr teuren
externen Kinderbetreuung.Nir-
gendwo in Europa zahlen Paa-
re mehr. Für vier Tage Kita pro
Woche zahlte ein Paar für seine
beiden Jungenüber57’000 Fran-
ken pro Jahr.Monatlich kommen
Eltern bei einer Vollzeitbetreu-
ung so auf Kosten von 2500
bis 3500 Franken. Die Preise
für die Kita-Betreuung variie-
ren je nach Stadt und Kanton
aber stark.

Das neue Kita-Gesetz, das vor-
aussichtlich im Januar kommen-
den Jahres in Kraft tritt,will mo-
natlich Betreuungsgutscheine im
Wert von 100 bis 500 Franken
an die Eltern abgeben.Arbeitge-
ber- und Gewerbeverband prü-
fen aber ein Referendum.

42 Prozent der Kinder nutzen
Kitas oder andere Angebote
Eine gestern veröffentlichteAus-
wertung des Bundesamts für
Statistik für das Jahr 2024 zeigt
nun, dass trotz der hohen Kos-
ten 68 Prozent der Eltern mit
Kindern unter 13 Jahren eine fa-
milienergänzende Kinderbetreu-
ung in Anspruch nehmen.

42 Prozent der Kinder besu-
chen eine Kita oder ein von der
Schule zur Verfügung gestell-
tes Betreuungsangebot wie ei-
nen Mittagstisch oder Frühbe-
treuung vor demUnterricht. Da-
bei hat derAnteil der Kinder, die
in einer Kita oder einer schul-
ergänzendenBetreuungseinrich-
tung beaufsichtigt werden, zwi-
schen 2020 und 2024 von 34 auf
42 Prozent zugenommen.

Eine wichtige Rolle kommt
auch den Grosseltern zu: 32 Pro-
zent der Kinder unter 13 Jahren
werden mindestens einmal pro
Woche von den Grosseltern be-
treut. Bei den unter 4-Jährigen
sind es sogar 40 Prozent. 64 Pro-
zent verbringen 1 bis 9 Stunden
pro Woche bei Oma und Opa,
31 Prozent 10 bis 29 Stunden,
4 Prozent 30 Stunden odermehr.

Es gibt grosse regionale
Unterschiede
Die familienergänzende Betreu-
ungwird dabei regional sehr un-
terschiedlich genutzt. Ein we-
sentlicher Grund dafür ist die
unterschiedliche Verfügbarkeit
von Betreuungsangeboten. Wo
ein dichtes Netz an Kitas, Ta-
gesfamilien und schulergänzen-
den Angeboten besteht, greifen
die Eltern auch häufiger dar-
auf zurück.

Besonders hoch ist die Rate
der externen Kinderbetreuung
darum in der französischspra-
chigen Schweiz sowie in urban
geprägten Kantonen wie Basel-
Stadt, Genf und Zürich.Hier sind
Kindertagesstätten und schul-
ergänzende Einrichtungen fast
flächendeckend ausgebaut.

In eher ländlich geprägten
Deutschschweizer Kantonenwie
Solothurn, Luzern oderThurgau
greifen Familien hingegen häu-
figer auf innerfamiliäre Netz-
werke zurück, insbesondere auf
die Betreuung durch die Gross-
eltern.Neben der geringerenAn-
gebotsdichte spielen hier auch
längere Arbeitswege, andere Er-
werbsmuster sowie Präferenzen
für eine Betreuung innerhalb der
Familie eine Rolle.

Simon Angelo Meier

Familienexterne
Kinderbetreuung
nimmt zu
Bis 3500 Franken Kitas sind
in der Schweiz sehr teuer,
werden aber immer mehr
in Anspruch genommen.
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Manche sprechen von einer ti-
ckenden Zeitbombe.Andere zie-
hen das Bild eines anrollenden
Tsunamis herbei. Und nochmals
andere vergleichen den aktuellen
Ölmarktmit einemTiramisù, das
scheibenweise aufgegessenwird.

Welches Sprachbild sie auch
immerbemühen:Analystenwar-
nen derzeit sehr deutlich davor,
dass es bald zu dramatischen
Verwerfungen kommt, sollte der
Krieg zwischendenUSAunddem
Iran nicht bald ein Ende finden.

Welches sind die Überlegun-
gen, die sie dabei anstellen? Und
welche Folgen hätte es für die
Weltwirtschaft, wenn sich die
Befürchtungen bewahrheiten?

1 Das blockierte Öl
am Persischen Golf
Am Ausgangspunkt aller Analy-
sen steht die Strasse von Hor-
muz. Durch diese Meerenge am
Persischen Golf wurde bisher
rund ein Fünftel desweltweit ge-
förderten Erdöls verschifft. Seit
imMärz der Krieg ausgebrochen
ist, haben nur nochwenige Tan-
ker das Nadelöhr durchfahren.

Rund 20 Millionen Fass Erd-
öl pro Tag sind davon betrof-
fen. Unter normalen Umstän-
den würde diese Ölmenge via
Hormuz an Raffinerien auf der
ganzen Welt ausgeliefert. Seit
einemMonat haben diese Liefe-
rungen grösstenteils nicht statt-
gefunden. Dadurch hat sich das
Überangebot, das vor dem Krieg
am Markt herrschte, rasch ab-
gebaut – und in eine Mangella-
ge verwandelt.

2 Zwischenlösungen
schaffen Abhilfe
Private und staatliche Akteu-
re haben auf verschiedene Wei-
se versucht, dem Mangel ent-
gegenzuwirken. Saudiarabien
exportiert etwa einen Teil sei-
nes Erdöls statt über den Persi-
schen Golf neu übers Rote Meer.
Und die USA lassen zu, dass der
Iran – der die Strasse von Hor-
muz für andere Schiffe sperrt –
weiterhin eigenes Öl durch die
Meerenge auf den Markt bringt.
So reduziert sich die blockierte
Ölmenge auf rund 13 Millionen
Fass pro Tag.

Über die Internationale Ener-
gieagentur haben diewestlichen
Staaten zudem ein koordiniertes
Anzapfen ihrerÖlnotvorräte ver-
anlasst. Zudem haben sie Erdöl
aus Russland und dem Iran, das
sich bereits auf hoher See be-
findet, von Sanktionen befreit.
Wie Ökonomen der Bank J. Safra
Sarasin berechnet haben, redu-
ziert sich derAusfall dadurch auf
7 Millionen Fass pro Tag.

Die Entspannung ist aber nur
vorübergehend. Das liegt vor al-
lem daran, dass bald andere
Quellen wegfallen: Die letzten
Tanker aus demPersischen Golf,
die vor Kriegsbeginn die Strasse
von Hormuz durchquert haben,
treffen etwaAnfangApril in Asi-
en ein. Am 10. April wird Europa
letztmals beliefert, einige Tage
später die USA.

Wie der Rohstoffexperte Gio-
vanni Staunovo von der UBS er-
klärt, wird die Versorgung der
Raffinerien, die aus Erdöl Pro-
dukte wie Benzin oder Diesel
herstellen, immer schwieriger.
«Raffinerien haben meistens

eine Mindestkapazität von 60
bis 70 Prozent. Wenn der Nach-
schub unter diese Marke fällt,
müssen sie den Betrieb herun-
terfahren.»

3 Vom Preisschock
zumAngebotsschock
Bis anhinwar die Situation trotz
dieser Schwierigkeiten einiger-
massen unter Kontrolle. Einige
Länder haben zwar Sparmass-
nahmen ergriffen. Die Philip-
pinen etwa haben eine Vierta-
gewoche ausgerufen, Thailand
drosselt die Kühlleistung von
Klimaanlagen, Bangladesh ratio-
niert die Benzinverkäufe.

Doch insgesamt ist derÖlpreis
noch nicht so stark nach oben
ausgeschlagen,wie er angesichts
der fehlenden Menge eigentlich
müsste. Öl der Sorte Brent wird
derzeit zu rund 115 Dollar pro
Fass gehandelt und damit noch
einiges unter dem Rekord von
knapp 150 Dollar im Jahr 2008.

Endet der Krieg im Iran nicht
bald, könnte sich das aber än-
dern. «Bis jetzt handelt es sich
um einen reinen Preisschock»,
sagt Manuel Ferreira, Chefstra-

tege bei der Zürcher Kantonal-
bank. «Öl wird zu höheren Prei-
sen gehandelt, aber die Liefer-
mengen sind grösstenteils noch
vorhanden.»

Schon in naherZukunft könn-
te es dagegen zu echten Knapp-
heiten kommen. Das heisst: Es
gibt weniger Erdöl, das über-
haupt gehandelt und geliefert
werden kann. «Dann ist ein ganz
neuer Punkt erreicht», sagt Fer-
reira. «Dann sprechenwir zusätz-
lichvon einemAngebotsschock.»

4 Es muss Nachfrage
zerstört werden
An diesem Punkt kommen die
7Millionen Fasswieder ins Spiel,
die derzeit ausfallen. Weil der
Verbrauch von Erdöl nicht grös-
ser sein kann als das Angebot,
muss irgendjemand bald auf
den Rohstoff verzichten.Oder im
Analystenjargon: Esmuss Nach-
frage zerstört werden.

Damit das passiert, muss der
Preis von Öl weitersteigen. Wie
stark, hat der Ökonom Raphael
Olszyna-Marzys von der Bank
J. Safra Sarasin abgeschätzt. Ihm
zufolge müsste Erdöl ungefähr

130 bis 150 Dollar pro Fass kos-
ten, um den globalen Markt ins
Gleichgewicht zu bringen.

Bei einem solchen Preis wür-
denVerbraucher auf einiges ver-
zichten – etwa auf Freizeitbe-
schäftigungenwie Fliegen.Ande-
reswie etwa das tägliche Pendeln
würden sie hingegen beibehal-
ten, auch wenn es teurer würde.
Schwellenländer würden ihren
Erdölverbrauch zudem schneller
herunterfahren als Industrielän-
der,weil siewenigerGeld haben.

Erdöl kommt aber nicht nur
im Auto- oder Flugverkehr zum
Einsatz. Es steckt auch in sehr
vielen Produkten, vom Fleece-
pullover über die PET-Flasche
bis zur Bodylotion. Wenn die-
se Dinge wegen der Ölknapp-
heit teurer werden, hat das ent-
sprechende Folgen für die gan-
ze Volkswirtschaft.

5 Ölschock führt
zu Stagflation
Einerseits dürfte sich die Kon-
junkturverlangsamen.Das Büro
Capital Economics hat dazu ein
Szenario berechnet: Ihm zufolge
droht in den USA und in Europa

zwar keine Rezession, aber das
Wachstum sinkt deutlich.

Andererseits dürften die Prei-
se steigen. Sollte der Irankrieg
andauern, würde die Teuerung
besonders in Europa steigen. Es
würde zwar nicht ganz das Ni-
veau nach der russischen Inva-
sion in der Ukraine erreichen,
aber deutlich über das 2-Pro-
zent-Ziel der Notenbanken hin-
ausschiessen.

Darum haben sich die Aus-
sichten auch in der Schweiz ein-
getrübt, wie das KOF-Institut
am Montag mitteilte. Dessen
Konjunkturbarometer, das ei-
nen Frühindikator für die Wirt-
schaftsaussichten darstellt, fiel
überraschend um fast 8 Punk-
te auf 96,1 Punkte. Der lang-
jährige Durchschnitt liegt bei
100 Punkten.

Ob die schlimmsten Szenarien
eintreffen, dürfte sich bald wei-
sen. Kurz nach Ostern will US-
Präsident Donald Trump ent-
scheiden, ob er mit der ira-
nischen Regierung einen Deal
abschliesst – oder die nächste
Eskalationsstufe im Irankrieg
zündet.

Erdölpreis: Die Uhr tickt
Folgen des Kriegs Während am Persischen Golf die Raketen fliegen, wird Öl auf demWeltmarkt immer knapper.
Endet der Krieg nicht bald, drohen deutlich höhere Preise – und ein Einbruch der Konjunktur.

Verkehr ist der wichtigste, aber nicht der einzige
Verbrauchszweck von Öl

Globale Verwendung des produzierten Erdöls
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Angaben fürs Jahr 2022. Weitere 14 Prozent entfallen auf
verschiedene andere Verwendungszwecke.
Grafik: ssc / Quelle: UBS

Der Ölpreis in Dollar pro Fass hat sich schon fast verdoppelt – und könnte bald einen historischen Höchststand erreichen. Bildmontage: Michael Rüegg

Ohne baldiges Abkommen drohen einschneidende
Wirtschaftsfolgen

Mögliche Auswirkungen des Kriegs

Ölschock-Szenario beinhaltet, dass der Ölpreis bis Ende Jahr
über 120 Dollar pro Fass bleibt
Grafik: ssc / Quelle: Capital Economics

Wirtschaftswachstum im Jahr 2026
Prognose vor dem Krieg Szenario mit Ölschock

Eurozone 1,1% 0,4%

USA 2,7% 2,2%

China 3% 2,6%

Konsumententeuerung im Jahr 2026
Prognose vor dem Krieg Szenario mit Ölschock

Eurozone 1,5% 4,5%

USA 2,7% 3,9%

China −0,1% 1,5%
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ANZEIGE

Quentin Schlapbach

In Europa und in anderenwestli-
chen Ländern hat das grosseAuf-
rüsten begonnen.Erstmals in der
Geschichte der Nato erreichten
im vergangenen Jahr alle 31 Mit-
gliedsstaaten das Ziel, 2 Prozent
ihres Bruttoinlandprodukts (BIP)
in dieVerteidigung zu investieren.
Das ist nur ein Zwischenschritt
zur neuen Nato-Zielmarke von
3,5 Prozent des BIP.

In der Schweiz fordern SVP,
FDP und Mitte seit dem Aus-
bruch des Ukrainekriegs zwar
ebenfalls, dasswieder aufgerüs-
tetwird.DenWorten sind bislang
aber kaumTaten gefolgt,was vor
allem am fehlenden Geld liegt.
Selbst das 2024 vom Parlament
beschlossene Ziel, bis 2032 1 Pro-
zent des BIP in die Verteidigung
zu investieren, ist noch nicht
richtig gegenfinanziert.

Armeebudget soll fast
verdreifacht werden
Trotz der ungelösten Finanzie-
rungsfrage setzendie Jungfreisin-
nigennunnoch einendrauf. In ih-
remneuenPositionspapier zurSi-
cherheitspolitik fordern sie, dass

die Schweiz ihr Verteidigungs-
budget auf 2 Prozent des BIP er-
höht. Das wären nach jetzigem
Stand rund 17MilliardenFranken,
was fast einerVerdreifachungdes
heutigenArmeebudgets (6,3Milli-
arden Franken) entspricht.

«Die innere und äussere Si-
cherheit des Landes zu gewähr-
leisten, ist die wichtigste Aufga-
be des Staats», sagt Jonas Lüthy,
der seit März 2024 Präsident der
Jungfreisinnigen ist. Mit ihren
jetzigen finanziellen Mitteln sei

die Armee nicht einmal ansatz-
weise fähig, diesenAuftrag zu er-
füllen. «Die Politik hat eine Ver-
antwortung gegenüber den jun-
gen Menschen, die in der Armee
Dienst leisten», so Lüthy. Es kön-
ne nicht sein, dass die Schwei-
zer Soldatinnen und Soldaten
imErnstfall nicht über die nötige
Ausrüstung verfügten, um sich
gegen einenAngreifer zuwehren.
Mit den grössten Nachholbe-
darf sehen die Jungfreisinnigen
bei der Luftverteidigung.DieAr-

mee hat derzeit kaumMittel zur
Verfügung, um ballistische Ra-
keten oder Drohnen aus grosser
Distanz abzuwehren.

Lüthy schlägt vor, dass sich
die Schweiz ein Vorbild an der
israelischen Luftabwehr nimmt.
Deren «Iron Dome» ist in der
Lage, weit über 90 Prozent der
Geschosse vom Himmel zu ho-
len. «Auch die Schweiz braucht
eine glaubwürdige Luftverteidi-
gung», sagt Lüthy.Dieser Schutz-
schirm soll sowohl die dicht be-

siedelten Regionen der Schweiz
als auch die kritische Infrastruk-
tur vor Angriffen aus der Luft
schützen.

Weiter fordern die Jungfrei-
sinnigen dieWehrpflicht für alle
– also auch für Frauen – so-
wie die Abschaffung des Zivil-
diensts. Dieser soll mit demheu-
tigen Zivilschutz zu einemKatas-
trophenschutz zusammengelegt
werden. Diesen Schritt hat das
Parlament im vergangenen Jahr
bereits eingeleitet.

Seiler Graf hält Pläne
für «völlig unrealistisch»
Bei vielen bürgerlichen Wähle-
rinnen undWählern dürften die
Aufrüstungspläne der Jungfrei-
sinnigen auf Sympathien stos-
sen. Es stellt sich aber die Frage:
Woher soll all das Geld kommen?

Jonas Lüthy sagt, dass der
Staat bereits heute ausreichend
Geld einnehme, um die Sicher-
heit seiner Bürgerinnen und
Bürger zu gewährleisten. «Neue
Steuern und Abgaben kommen
für uns nicht infrage.» Die Jung-
freisinnigen lehnen eine Erhö-
hung der Mehrwertsteuer – wie
von Martin Pfister vorgeschla-

gen – genauso ab wie eine Aus-
hebelung der Schuldenbremse
zugunsten derAufrüstung. Statt-
dessen solle konsequent bei den
Staatsausgaben angesetzt und
klare Prioritäten gesetztwerden.

Eine Studie des Instituts für
Wirtschaftspolitik in Luzernhabe
gezeigt, dass der Bund jährlich
rund 38Milliarden Franken Sub-
ventionen auszahle, die aus öko-
nomischer Sicht fragwürdig bis
überflüssig seien. «Die Subven-
tionsjäger in Bernmüssen im In-
teresse der Sicherheit des Landes
für einmal verzichten», so Lüthy.

Die Zürcher SP-Nationalrätin
und Sicherheitspolitikerin Pris-
ka Seiler Graf hält die Finan-
zierungsidee der Jungfreisinni-
gen derweil für «völlig unrea-
listisch». Sie gibt zu bedenken,
dass ein Grossteil des Bundes-
budgets gebundene Ausgaben
sind. Ein Armeebudget in die-
ser Grössenordnung würde ei-
nen Grossteil der ungebundenen
Ausgaben für sich beanspruchen.
«Das hättemassivste Kürzungen
bei der Landwirtschaft, der Bil-
dung, beimVerkehr, bei der Ent-
wicklungshilfe und beim Bun-
despersonal zur Folge.»

Jungfreisinnige lancieren radikale Vorschläge
Sicherheitspolitik Die Nachwuchspartei der FDP will einen «Iron Dome»-Raketenschirm über die Schweiz spannen, die Wehrpflicht für
alle einführen – undmassiv aufrüsten. All das, ohne die Steuern zu erhöhen. Eine linke Sicherheitspolitikerin reagiert entsetzt.

Sieht die israelische Luftabwehr als Vorbild für die Schweiz:
Jonas Lüthy, Präsident der Jungfreisinnigen. Foto: Urs Jaudas

SVP, FDP undMitte
wollen ebenfalls
aufrüsten – doch
denWorten sind
kaumTaten gefolgt,
weil das Geld fehlt.
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